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Antrag 

der Abgeordneten Susann Biedefeld, Herbert Woerlein, Ruth Müller 
SPD 

Aktionsplan zur Gewährleistung des Tierschutzes in Bayern er-
stellen – unsere Tierheime nicht länger im Stich lassen und die 
Behörden im Bereich Tierschutz stärken 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, umgehend einen Aktionsplan 
zur Gewährleistung des Tierschutzes in Bayern zu erarbeiten und 
darauf hinzuwirken, dass 

─ eine finanzielle Unterstützung des Freistaates bei Investitionen in 
Tierheimen etabliert wird; 

─ eine bayernweite Regelung zur Abwicklung der Fundtierpauschale 
in Zusammenarbeit mit den kommunalen Spitzenverbänden und 
dem Tierschutzbund Bayern geschaffen wird; 

─ die finanzielle und personelle Ausstattung der Behörden im Be-
reich des Tierschutzes verbessert wird, um den Vollzugs des Tier-
schutzgesetzes zu gewährleisten.  

 

 

Begründung: 

Viele Tierheime in Bayern sind marode, Neubauten oder Sanierungs-
maßnahmen sind nicht zuletzt unter dem Aspekt des Arbeitsschutzes 
dringend notwendig. Die Tierschutzvereine als Träger der Tierheime 
können durch Mittel aus der Fundtierkostenübernahme, Spenden und 
großes ehrenamtliches Engagement zwar den laufenden Betrieb auf-
rechterhalten, für Bau- und Sanierungsmaßnahmen fehlt jedoch das 
Geld. Andere Bundesländer wie Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz, Sachsen oder Brandenburg tragen dem Umstand Rechnung, 
dass Tierheime Aufgaben der öffentlichen Hand übernehmen und 
gewähren Zuwendungen für Investitionen an Tierheime.  

Bayernweit unterliegen die Fundtierpauschalen einer erheblichen 
Spreizung, im Durchschnitt werden jedoch weniger als 50 Cent je 
Einwohner von den Kommunen an die Tierheime entrichtet. Dieser 
Betrag reicht bei weitem nicht aus, um die laufenden Kosten zu de-
cken, geschweige denn Investitionen in notwendigem Umfang zu täti-
gen.  

Vielerorts klagen Behörden über den Personalnotstand im Bereich 
des Vollzugs des Tierschutzgesetzes. So ist die Aufklärungsquote im 
Bereich der Umweltkriminalität, beispielsweise bei den illegalen Luchs-
tötungen, erschreckend niedrig. Hier bedarf es dringend einer Analy-
se, um die personellen und sachlichen Schwachpunkte der Behörden 
zu ermitteln und entsprechend zu beseitigen. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und 
Verbraucherschutz 

Antrag der Abgeordneten Susann Biedefeld, 
Herbert Woerlein, Ruth Müller SPD 
Drs. 17/20700 

Aktionsplan zur Gewährleistung des Tierschutzes 
in Bayern erstellen - unsere Tierheime nicht länger 
im Stich lassen und die Behörden im Bereich 
Tierschutz stärken 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Herbert Woerlein 
Mitberichterstatter: Alexander Flierl 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Umwelt 
und Verbraucherschutz federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Fragen des öffent-
lichen Dienstes und der Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen haben den Antrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 81. Sitzung am 1. März 2018 beraten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes hat den Antrag in seiner 70. Sitzung 
am 13. März 2018 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 193. Sitzung 
am 19. April 2018 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Christian Magerl 
Vorsitzender 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 2)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Listennummern 10 und 22. Es sind dies 

der Antrag der Abgeordneten Biedefeld, Woerlein, Ruth Müller (SPD) betreffend "Akti-

onsplan zur Gewährleistung des Tierschutzes in Bayern erstellen – unsere Tierheime 

nicht länger im Stich lassen und die Behörden im Bereich Tierschutz stärken" auf 

Drucksache 17/20700 und der Antrag der Abgeordneten von Brunn, Adelt, Scheuen-

stuhl und anderer (SPD) betreffend "Kein Wortbruch der Staatsregierung! Bayern 

braucht einen dritten Nationalpark" auf Drucksache 17/20936, die auf Wunsch der 

SPD-Fraktion einzeln beraten werden sollen. Diese Anträge werden voraussichtlich in 

der Sitzung am 15. Mai aufgerufen.

Über die übrigen Nummern lasse ich nun abstimmen. Hinsichtlich der jeweiligen Ab-

stimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die 

Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Gegenstim-

men? – Keine. Gibt es Stimmenthaltungen? – Auch keine. Ich frage die fraktionslosen 

Abgeordneten. – Sie sind nicht da. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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Die fünf Minuten sind um. Ich schließe die Abstim-
mung und bitte, die Stimmkarten draußen auszuzäh-
len. Das Ergebnis wird wie immer zu einem späteren 
Zeitpunkt bekannt gegeben. Ich bitte Sie, die Plätze 
einzunehmen, damit wir die Sitzung wieder aufneh-
men können. 

Der Tagesordnungspunkt 14 – das ist der Antrag der 
SPD-Fraktion betreffend "Aktionsplan zur Gewährleis-
tung des Tierschutzes in Bayern erstellen – unsere 
Tierheime nicht länger im Stich lassen und die Behör-
den im Bereich Tierschutz stärken", Drucksa-
che 17/20700 – wurde im Einvernehmen der Fraktio-
nen von der heutigen Tagesordnung abgesetzt. Er 
wird in einer der nächsten Sitzungen beraten werden.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Antrag der Abgeordneten Florian von Brunn, 
Klaus Adelt, Harry Scheuenstuhl u. a. (SPD)
Kein Wortbruch der Staatsregierung! Bayern 
braucht einen dritten Nationalpark (Drs. 17/20936) 

Ich eröffne die Aussprache und darf hierzu als Erstem 
Herrn Kollegen von Brunn für die SPD-Fraktion das 
Wort erteilen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Der frühere 
CSU-Minister Hans Eisenmann sagte bei der Eröff-
nung des ersten Nationalparks im Bayerischen Wald 
1970: Die Eröffnung des Nationalparks in Bayern darf 
wohl als die Krönung des Europäischen Naturschutz-
jahres bezeichnet werden. Die Absage an einen drit-
ten Nationalpark durch Ministerpräsident Söder, ob-
wohl sein Vorgänger Seehofer ihn versprochen hat, ist 
mitnichten eine Krönung. Sie ist ein weiterer Tiefpunkt 
der Umwelt- und Naturschutzpolitik in Bayern.

(Beifall bei der SPD)

Die CSU-Politik sieht doch heute so aus: Am Sonntag 
schöne Reden halten, Bayerns Heimat und Natur 
loben und alle Probleme totschweigen, und am Mon-
tag werden dann wieder die Teer- und Betonschleu-
sen aufgemacht, und die Staatsregierung huldigt dem 
Profit und dem Wachstum auf Kosten der Natur.

(Eberhard Rotter (CSU): Heute ist aber Donners-
tag!)

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ma-
chen das nicht mit. Wir geben das Ziel Nationalpark 
nicht auf.

(Beifall des Abgeordneten Volkmar Halbleib 
(SPD) – Zuruf von der CSU: Ja, schön!)

Ein dritter Nationalpark – das ist es, was auch die 
deutliche Mehrheit der bayerischen Bevölkerung will. 
In seiner Regierungserklärung hat der Ministerpräsi-
dent versucht, den Menschen in Bayern Sand in die 
Augen zu streuen.

(Zuruf der Abgeordneten Angelika Schorer 
(CSU))

Natur und Artenschutz seien ihm ach so wichtig. 
Dafür will er jetzt

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Naturparks fördern, Artenschutzzentren einrichten 
und ein begehbares Donau-Aquarium schaffen. Es 
werden also Gebäude und Einrichtungen geschaffen, 
die CSU-Minister in Anwesenheit von CSU-Landtags-
abgeordneten mit großem Brimborium eröffnen kön-
nen.

(Zuruf des Abgeordneten Eberhard Rotter (CSU))

Das ist politische Werbung, PR und etwas Tourismus-
förderung. Das ist Placebo-Politik.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Unsere Große Anfrage, unsere Interpellation zum Zu-
stand der Natur in Bayern hat aufgezeigt, welche gro-
ßen Umweltprobleme wir in Bayern nach jahrzehnte-
langer CSU-Herrschaft tatsächlich haben. Ihr eigenes 
Biodiversitätsprogramm, ein zahnloser Tiger, belegt, 
wie viele Tier- und Pflanzenarten in Bayern vom Aus-
sterben bedroht oder gefährdet sind. Natur und Land-
schaft kommen buchstäblich unter die Räder. Aber die 
Situation ist noch viel schlimmer, als wir dachten. Das 
Insektensterben, das natürlich auch in Bayern stattfin-
det, bedroht neben der Klimaerhitzung in nie gekann-
ter Form unsere Lebensgrundlagen.

Das ändern Sie nicht mit hohlen Phrasen, mit Werbe-
sprüchen und weißer Salbe. Wir wollen einen Natio-
nalpark, um der geschundenen Natur auch in unse-
rem eigenen Interesse wenigstens ein Stück 
zurückzugeben.

(Lachen bei der CSU)

Herr Söder und Herr Huber wollen dagegen einen so-
genannten – Zitat – "landwirtschaftsverträglichen 
Natur- und Umweltschutz". Das ist kein Witz; in Wahr-
heit ist es nichts anderes als Interessenpolitik für die 
Agrarindustrie. Wenn Sie das so in die Tat umsetzen, 
wie es klingt, dann können Sie Ihr Donau-Aquarium in 
Nitrat-Aquarium umbenennen und dazu noch einen 

Plenarprotokoll 17/133 v. 06.06.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 12137

http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=20936&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000400.html


 

17. Wahlperiode 26.06.2018 Drucksache 17/22947 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Susann Biedefeld, Herbert Woerlein, 
Ruth Müller SPD 

Drs. 17/20700, 17/21821 

Aktionsplan zur Gewährleistung des Tierschutzes in Bayern er-
stellen – unsere Tierheime nicht länger im Stich lassen und die 
Behörden im Bereich Tierschutz stärken 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm
Abg. Susann Biedefeld
Abg. Alexander Flierl
Abg. Herbert Woerlein
Abg. Rosi Steinberger
Abg. Benno Zierer
Staatsminister Dr. Marcel Huber



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten Susann Biedefeld, Herbert Woerlein, Ruth Müller 

(SPD)

Aktionsplan zur Gewährleistung des Tierschutzes in Bayern erstellen - unsere 

Tierheime nicht länger im Stich lassen und die Behörden im Bereich Tierschutz 

stärken (Drs. 17/20700) 

Dazu habe ich schon den Antrag der SPD-Fraktion auf namentliche Abstimmung an-

gekündigt.

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Ge-

schäftsordnung 24 Minuten. Als Erster darf ich Frau Kollegin Biedefeld für die SPD-

Fraktion das Wort erteilen. Bitte schön, Frau Kollegin.

Susann Biedefeld (SPD): Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, sehr ge-

ehrter Herr Minister! Nach so vielen Gemeinsamkeiten bei den letzten Tagesordnungs-

punkten würden sich viele Tausende Tierschützerinnen und Tierschützer, Tierfreundin-

nen und Tierfreunde freuen, wenn es bei diesem Tagesordnungspunkt mit der großen 

Gemeinsamkeit und einem einstimmigen Beschluss genauso weitergehen würde. Da-

rüber wäre die Freude sehr groß. Das würde auch nicht ganz so viel kosten wie das 

Universitätsklinikum Augsburg. Unser Antrag hält sich in Grenzen. Wir waren immer 

sehr maßvoll bei unseren finanziellen Forderungen zur Förderung des Tierschutzes in 

Bayern.

Wir fordern in diesem Antrag die umgehende Erarbeitung eines Aktionsplans zur Ge-

währleistung des Tierschutzes in Bayern und haben dazu einzelne Punkte aufgeführt. 

Der Freistaat Bayern muss endlich den Tierheimen und Tierschutzvereinen unter die 

Arme greifen.Tierschutz darf für die Staatsregierung und für die CSU-Mehrheitsfrak-

tion nicht länger ein Fremdwort sein; etwas anderes ist er nämlich derzeit nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Jedes dritte Tierheim steht vor der Insolvenz. Der Kollege Flierl sagt immer: Nennen 

Sie mir einmal solche Tierheime. Wir können gerne gemeinsam eine Tour machen. 

Dann fahren wir in die Oberpfalz und fangen zum Beispiel einmal in Amberg an. Dort 

würden sie sich über ein bisschen Investitionszuschuss freuen, weil ein enormer In-

vestitionsrückstau da ist. Da schlägt ein Transport mit über 6.000 Tieren in Amberg 

auf. Ich war kurz nach diesem Aufgriff in Amberg im Tierheim. Ich kann Ihnen viele sol-

cher Tierheime zeigen, die für Investitionskostenzuschüsse dankbar wären. Jedes drit-

te Tierheim steht vor der Insolvenz, und der Freistaat Bayern kann es sich eigentlich 

gar nicht leisten, dass Tierheime insolvent werden. Tierheime übernehmen öffentliche 

Aufgaben und ersparen durch enormes ehrenamtliches Engagement der öffentlichen 

Hand viel, viel höhere Kosten.

Die Staatsregierung zeigt dann immer auf die Kommunen. Ja, es ist eine Pflichtaufga-

be der Kommunen. Aber bei einem Investitionsstau von inzwischen 65 Millionen Euro 

bayernweit – das ist eine Erhebung des Deutschen Tierschutzbundes, Landesverband 

Bayern –, der natürlich nach und nach abgebaut werden müsste, zeigt sich, dass es 

eben nicht ausreicht, immer nur auf die Kommunen zu zeigen und sich aus der Affäre 

zu ziehen.

Ich bin sehr gespannt, wie sich die CSU-Fraktion heute verhält; deswegen auch die 

namentliche Abstimmung. Es hieß ja im Ausschuss, wir hätten wieder Antragsrecyc-

ling betrieben. Ich finde das sehr, sehr interessant; denn wir haben uns gefreut, dass 

der CSU-Landesparteitag unsere langjährigen Forderungen – es sind wirklich lange 

Jahre, nicht nur Jahre, sondern inzwischen Jahrzehnte – aufgegriffen hat. Ich bin seit 

24 Jahren hier und mache fast 24 Jahre Tierschutz. Der Landesparteitag – Ihren eige-

nen Parteitagsbeschluss können Sie gerne nachlesen – hat nämlich am 17./18. No-

vember 2017 einem entsprechenden Antrag zugestimmt. Wir haben ihn, weil es unse-

re Forderungen sind, nahezu wortwörtlich übernommen. Lesen Sie die Begründung 

durch.
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Dann hieß es im Haushaltsausschuss: Ja, was interessieren uns unsere Parteitagsbe-

schlüsse? Wir haben heute schon einmal hier im Hohen Hause erlebt, welches Demo-

kratieverständnis die CSU hat. Aber ich denke, die Delegierten würden schon etwas 

verdutzt schauen, wenn sie hören, dass Sie sagen: Was interessiert uns hier ein CSU-

Landesparteitagsbeschluss? Ein Beschluss des Landesparteitages ist genau zu den 

Forderungen, die hier aufgeführt sind, ergangen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Hört, hört!)

Ich habe ihn ganz bewusst ein Stück weit aufgegriffen und nahezu abgeschrieben, 

weil das unsere Forderungen seit vielen, vielen Jahren sind. Ich bin sehr gespannt auf 

die namentliche Abstimmung.

Wir fordern eine finanzielle Unterstützung des Freistaates Bayern. Ich habe es ange-

führt: 65 Millionen Euro sind inzwischen aufgelaufen. Wir fordern aber auch eine bay-

ernweit einheitliche gesetzliche Regelung zur Abwicklung der Fundtierpauschale, auch 

in Zusammenarbeit mit den kommunalen Spitzenverbänden. Das ist lange schon an-

gekündigt. Aber es reicht eben nicht aus, wenn eine Kommune oder derjenige, der die 

Aufgaben an den Tierschutzverein delegiert, dafür nicht bezahlt. Da reicht es nicht 

aus, wenn eine Kommune pro Einwohner vielleicht einmal 30, 40 oder 50 Cent be-

zahlt; damit kann man nämlich die Kosten nicht decken. Der Deutsche Tierschutzbund 

sagt ganz klar: 1 Euro müsste es mindestens sein, und selbst das wäre noch nicht 

kostendeckend. Ideal wären 1,50 Euro. Aber so weit geht selbst der Tierschutzbund 

nicht. In keiner Kommune sind das Riesensummen, und ich denke, mindestens 1 Euro 

pro Jahr und pro Einwohner kann sich eine Kommune gut leisten, um hier entspre-

chend voranzugehen. Es bedarf bloß einer klaren, verpflichtenden, einheitlichen bay-

ernweiten Vorgabe. Auch damit wäre den Tierschutzvereinen und den Tierheimen 

enorm geholfen.

Zum anderen wollen wir eine bessere finanzielle und personelle Ausstattung der Be-

hörden im Bereich des Tierschutzes. Da wollen wir Verbesserungen. Ich erinnere ge-
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rade an die illegalen Welpentransporte oder Aufgriffe wie den schon zitierten in Am-

berg mit Tausenden von Tieren. Und es sind nicht wenige Fälle. Gut, das war jetzt 

extrem. Aber die Anzahl der illegalen Tiertransporte nimmt kontinuierlich zu. Es gibt 

viel, viel Tierqualen. Oft sind die Behörden vor Ort, die es in dem Moment trifft, einfach 

überfordert.

Ich kann nur an Sie appellieren: Stimmen Sie Ihrem eigenen Antrag, auf dem CSU-

Landesparteitag beschlossen, zu! Stimmen Sie ihm zu und sorgen Sie dafür, dass 

nicht nur die Tiernutzer wie der Bayerische Bauernverband 2,75 Millionen Euro im 

Jahr und der Bayerische Jagdverband 835.000 Euro im Jahr bekommen. Der Tier-

schutz bleibt bei 331.000 Euro hängen. Das ist gerade ausschließlich der Betrag für 

die wichtige Reptilienauffangstation. Helfen Sie mit, den Tierschutz in Bayern endlich 

ein Stück weit voranzubringen. Ich würde mich sehr, sehr freuen. Das heute ist, glau-

be ich, meine letzte Rede hier im Hohen Hause, weil ich nach 24 Jahren aufhöre. Herr 

Minister, ich appelliere an Sie. Die Tierschützer bauen auf Sie, weil draußen über die 

finanziellen Hilfen viel diskutiert wird. Wir haben jetzt als Umweltminister wieder einen 

Veterinärmediziner, der weiß, wovon er spricht. Er kennt die Situation draußen, und er 

weiß, was es heißt, Tiere zu quälen und Tieren nicht zu helfen: Christlich-Soziale 

Union und Fachmann, da kann eigentlich nichts mehr schiefgehen. Die Tierschützer 

bauen auf Sie. Alles Gute.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächste Wortmeldung für 

die CSU-Fraktion: Herr Kollege Flierl. Bitte schön, Herr Kollege.

Alexander Flierl (CSU): Danke schön. – Sehr verehrte Frau Präsidentin, Kolleginnen 

und Kollegen! Ich könnte es mir in der Tat einfach machen und den Antrag einfach ab-

lehnen, weil er schlicht aus bereits abgelehnten Anträgen zusammengesetzt ist. Hier 

werden Teile von Anträgen wiederholt. Aber das, glaube ich, führt uns hier nicht weiter. 
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Wir wollen das Thema ernsthaft betrachten und uns auch ernsthaft mit ihm aus-

einandersetzen.

Tierschutz ist auch uns wichtig. Aber uns auch hier im Hohen Haus muss klar sein, 

dass es nicht möglich und daher sachlich falsch wäre, wenn man einfach einen Akti-

onsplan schaffen würde und meint, damit den Tierschutz in allen Bereichen und mit 

allen Beteiligten gewährleisten zu können. Ich denke, Papier ist immer notwendig, 

Konzepte sind notwendig. Aber ich glaube, allein der Vollzug macht es aus, und ihn 

brauchen wir auch hier. Es ist eine Schwäche Ihres Antrags, dass einfach auf einen 

Aktionsplan gesetzt wird. Auch deshalb werden wir diesen Antrag ablehnen.

(Zurufe von der SPD und Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

In diesem Antrag werden zwar sehr wichtige Aspekte, aber auch nur Teilaspekte des 

Tierschutzes aufgegriffen: die Investitionen in den Tierheimen, die Regelung, wie die 

kommunale Seite finanziell mit den Fundtieren umgeht, und die personelle und finan-

zielle Ausstattung der Behörden. Aber das sind, wie gesagt, nur Teilaspekte. Tier-

schutz ist sicherlich weiter zu fassen: Es geht um Tierschutz in der Nutztierhaltung und 

Tierschutz außerhalb der Nutztier- und Heimtierhaltung. Ich glaube, das beschäftigt 

auch dieses Haus und unseren Ausschuss.

(Susann Biedefeld (SPD): Sie kennen doch unsere vielen, vielen Anträge!)

Auch hier müssen wir entsprechend ansetzen, und deswegen ist bereits die Über-

schrift Ihres Antrags im ersten Halbsatz zu kurz gegriffen.

Wir sind uns der Situation der Tierheime durchaus bewusst. Aber es so darzustellen, 

als würde man, insbesondere die Bayerische Staatsregierung und der Landtag, nichts 

tun, ist verfehlt und falsch. Auch wir haben den Tierschutz in seiner ganzen Bandbreite 

auf der Agenda.

Schauen wir uns die beiden wesentlichen Phänomene im Tierschutz an, zum einen 

die Frage der Fundtiere: Da müssen wir nun einmal festhalten, dass das eine kommu-
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nale Aufgabe ist, dass die Gemeinde im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung 

für die Unterbringung der Fundtiere zuständig ist. Etwa 30 % der Tiere in Tierheimen 

sind sogenannte Fundtiere. Wir haben hier den Antrag gestellt, dass die Vollzugshin-

weise erneuert und aktualisiert werden und dass auch die neueste Rechtsprechung 

des Bundesverwaltungsgerichts herangezogen wird, damit zugunsten der Kommunen 

leichter zwischen Fundtieren und herrenlosen Tieren unterschieden werden kann,

(Susann Biedefeld (SPD): Wir warten seit vielen Jahren!)

damit die Kommunen wissen, woran sie sind. Ich glaube, dass wir in sehr vielen Teilen 

unseres Landes gute Regelungen zwischen den Gemeinden und den Tierschutzverei-

nen haben, die Tierheime betreiben.

Manchmal werden – ich glaube, das können wir gar nicht vorgeben – die Beträge pro 

Einwohner festgelegt. In meinem Heimatlandkreis zum Beispiel schlägt der Tierschutz-

verein selbst 50 Cent pro Einwohner vor, und alle Kommunen im Landkreis bis auf 

zwei haben das unterzeichnet und sind damit einverstanden.

(Zuruf der Abgeordneten Susann Biedefeld (SPD))

An dieser Stelle müssen wir ansetzen. Darauf fußen viele finanzielle Probleme der 

Tierheime. Manche Gemeinden schließen keine Pauschalverträge ab und weigern 

sich zu bezahlen. Manchmal wird es auch hinausgezögert. Zwar gibt es eine Empfeh-

lung des Bayerischen Gemeindetages – sicherlich nicht wegen der Höhe, das habe 

ich ausgeführt –, aber wir müssen immer weiter darauf drängen, dass diese Empfeh-

lung umgesetzt wird. Sehr viele von uns sind kommunalpolitisch tätig. Diese Verträge 

sollten auch in unseren Gebietskörperschaften unterzeichnet werden, damit der Unter-

halt der Gebäude, aber auch eine ordnungsgemäße Unterbringung der Tiere sicherge-

stellt werden können.

(Beifall bei der CSU)
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Darauf müssen wir hinwirken. Ein weiteres Problem sind die angesprochenen Welpen-

transporte, der grenzüberschreitende Heimtiertransport unter Verstoß gegen tier-

schutzrechtliche Bestimmungen. Insbesondere die Grenzregionen sind betroffen. Die 

Kreisverwaltungsbehörden handeln als Staatsbehörden. Wenn durch die Tierheime 

eine klare staatliche Aufgabe wahrgenommen wird, muss der Staat die Kosten tragen. 

Aus einer staatlichen Anordnung folgt eine staatliche Zahlung. Deswegen erneut mein 

Appell: Nennen Sie Tierheime, die staatliche Aufgaben in diesem Bereich wahrgenom-

men und vom Staat nicht die Erstattung erhalten haben.

(Susann Biedefeld (SPD): Der Tierschutzbund hat dem Ministerium die Liste 

schwarz auf weiß geliefert!)

Weiterhin gilt meine Zusage, dass wir dem nachgehen werden. Sie haben Amberg an-

gesprochen. Der Freistaat Bayern finanziert einen Tierschutzpreis, der durch das Um-

weltministerium vergeben wird. Dem Tierheim Amberg, welches Sie zitiert haben und 

das durch einen grenzüberschreitenden Tiertransport besonders betroffen war, wur-

den 10.000 Euro zur Verfügung gestellt.

(Susann Biedefeld (SPD): Wissen Sie, was die Versorgung von 6.000 Tieren kos-

tet?)

Wir unterstützen auch weiterhin die kommunalen Gebietskörperschaften durch die Fi-

nanzzuweisung, weil sie staatliche Aufgaben für uns wahrnehmen. Durch die Finan-

zierung der Kommunen und die staatlichen Aufgaben wird der laufende Betrieb abge-

deckt. Wir müssen aber – da haben Sie recht – ein besonderes Augenmerk auf die 

bauliche Situation legen. Im Rahmen des momentanen Doppelhaushalts sowie im 

Nachtragshaushaltsentwurf sind für eine Investitionsförderung derzeit keine Mittel vor-

gesehen.

(Susann Biedefeld (SPD): Seit vielen Jahren kein einziger Cent!)
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Ich sage aber bewusst: Derzeit. Gerade für den Doppelhaushalt 2019/2020 müssen 

wir Lösungen finden, um diejenigen zu unterstützen, die uns bei staatlichen und kom-

munalen Aufgaben helfen. Das sind beispielsweise Tierschutzvereine. Im Hinblick auf 

die Sicherstellung des Betriebs des Tierheims sollten wir dies honorieren und fördern. 

Ich kündige an, dass unsere Fraktion gerne bereit ist, für den kommenden Doppel-

haushalt entsprechende Gespräche zu führen und Möglichkeiten zu eruieren.

Ich möchte noch ein paar Worte zur personellen Ausstattung sagen. Nachdem durch 

die Bayerische Kontrollbehörde für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen kom-

plexe Betriebe ausgelagert sind, das Personal aber bei den Veterinärämtern verbleibt, 

können die Kreisverwaltungsbehörden besser auf die Einhaltung des Tierschutzes 

achten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zusammenfassend ist die negative Grundeinstellung, 

die durch den Antrag zum Ausdruck kommt, fehl am Platz. Es wird viel getan. Wir un-

terstützen den Tierschutz.

(Susann Biedefeld (SPD): Das stimmt überhaupt nicht, und er weiß, dass es nicht 

stimmt!)

Ihr Antrag ist allerdings nicht zielführend. Ich kündige nochmals ausdrücklich an, dass 

wir uns im Rahmen des Doppelhaushalts 2019/2020 die Frage der Investitionsförde-

rung neu stellen und über Möglichkeiten der finanziellen Unterstützung diskutieren 

werden. Den Antrag lehnen wir aber weiterhin ab.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, bitte bleiben Sie am Mikrofon. Herr Kolle-

ge Woerlein hat sich zu einer ersten Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte schön.

Herbert Woerlein (SPD): Herr Kollege Flierl, ich frage Sie jetzt nicht, warum Sie die 

Beschlüsse Ihrer Parteitage nicht umsetzen. Das ist das Problem der CSU. Da mi-

schen wir uns gar nicht ein. Ich stelle Ihnen aber ganz konkret drei Fragen. Erste 
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Frage: Wissen Sie, seit wann die Verwaltungsvorschriften, die Sie zitiert haben, außer 

Kraft sind? – Die gibt es nämlich gar nicht mehr.

Zweite Frage: Wissen Sie, dass der Tierschutzbund aufgrund unserer hart geführten 

Diskussionen im Umweltausschuss dem Ministerium in einem Schreiben genau die 

Fälle mitgeteilt hat, in denen die Tierheime auf den Kosten für die illegalen Welpen-

transporte sitzengeblieben sind?

Dritte Frage: Auf meine Ausführungen haben Sie damals im Umweltausschuss geant-

wortet, dass Sie Hilfe zusichern würden. Ich habe damals beispielhaft zwei Tierheime 

zu Protokoll gegeben, denen wirklich das Wasser bis zum Halse steht. Das sind die 

Tierheime in Rosenheim und Dachau. Daraufhin haben Sie zugesagt, sich darum zu 

kümmern. Waren Sie schon einmal dort?

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege Flierl, bitte schön.

Alexander Flierl (CSU): Vielen Dank, Herr Kollege Woerlein. Wir können gerne auch 

über die Parteitagsbeschlüsse reden. Als CSU-Kreisvorsitzender ist es mir wichtig, 

dass die Beschlüsse der Partei angegangen und umgesetzt werden. Das tun wir auch. 

Das habe ich auch schon angekündigt. Im Rahmen des kommenden Doppelhaushalts 

werden wir uns gerne darüber unterhalten und Lösungen suchen, wie wir das Span-

nungsfeld zwischen kommunalen Aufgaben und der Unterstützung bei staatlichen Auf-

gaben auflösen können.

Ich komme zu Ihren Fragen. Mit einem Antrag der CSU haben wir gefordert, diese 

Vollzugshinweise zu erneuern. Das war in der Anhörung zum Tierschutz ein großes 

Anliegen und aller Beteiligten. Selbstverständlich ist uns daran gelegen, dass die aktu-

ellste Rechtsprechung, über die wir morgen übrigens im Ausschuss diskutieren wer-

den, in die Vollzugshinweise eingearbeitet wird. Das ist für uns eine Selbstverständ-

lichkeit. Vollzugshinweise, die innerhalb kürzester Zeit wieder überarbeitet und 

erneuert werden müssen, sind nicht zielführend.
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(Susann Biedefeld (SPD): Acht Jahre! – Herbert Woerlein (SPD): Aber doch nicht 

acht Jahre bitte!)

Wir brauchen abgestimmte Vollzugshinweise unter Berücksichtigung der neuesten 

Rechtsprechung. Das war eine Initiative unserer Fraktion. Die zuständigen Ministerien 

– das sind zwei – werden dem nachkommen.

Herr Kollege Woerlein, legen Sie mir doch das Schreiben der Tierheime vor. Wir 

haben durchaus zugesichert, das im Ausschuss zu diskutieren. Wir wollen jedem ein-

zelnen Fall nachgehen.

(Herbert Woerlein (SPD): Der Tierschutzbund hat dem Ministerium geschrieben!)

– Ich kenne dieses Schreiben nicht. Es wurde auch nicht an mich gerichtet. Ich bin 

nicht das Ministerium. Legen Sie bitte das Schreiben vor. Dann gehen wir jeden ein-

zelnen Fall durch.

Selbstverständlich habe ich mich gleich nach Ihrer Intervention über die Tierheime Ro-

senheim und Dachau beim Ministerium erkundigt. Mir wurde mitgeteilt, dass dort keine 

entsprechenden Erkenntnisse vorliegen. Ich wiederhole es aber erneut: Wenn die 

Tierheime Rosenheim und Dachau staatliche Aufgaben übernommen, jedoch keine 

staatlichen Zahlungen erhalten haben, werden wir dem nachgehen. Es geht nicht 

darum, ob ein Tierheim finanziell belastet ist, sondern ob es Aufgaben wahrgenom-

men hat, für das es nicht alimentiert worden ist. Wir stehen dafür ein, dass diese Ali-

mentierung erfolgt.

(Beifall bei der CSU – Inge Aures (SPD): Da müssen wir die Rosenheim-Cops 

einschalten!)

Präsidentin Barbara Stamm: Mir liegt eine weitere Meldung für eine Zwischenfrage 

vor, und zwar von Frau Kollegin Steinberger. Bitte schön, Frau Kollegin.
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Rosi Steinberger (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Kollege Flierl, Sie haben wortreich 

versucht, uns zu erklären, dass der Freistaat die Tierheime aktuell unterstützt und sehr 

viel für den Tierschutz tut. Deshalb habe ich eine ganz einfache Frage, die sich nicht 

in die Zukunft richtet: Wie unterstützt der Freistaat Bayern heute die Tierheime, abge-

sehen von dem Tierschutzpreis in Höhe von 10.000 Euro? Mit welchen Summen und 

in welcher Art unterstützt der Freistaat Bayern heute die Tierheime?

Alexander Flierl (CSU): Liebe Kollegin, zunächst einmal ist der Tierschutzpreis mit 

100.000 Euro dotiert. Das Tierheim Amberg hat aufgrund der herausragenden Leis-

tung im Zusammenhang mit dem "Welpentransport" 10.000 Euro bekommen. Über-

wiegend waren es jedoch weiße Mäuse. Das erwähne ich nur am Rande.

Selbstverständlich unterstützt der Staat die Tierheime. Für die Übernahme staatlicher 

Aufgaben erhält jede Kreisverwaltungsbehörde entsprechende Finanzzuweisungen, 

die auch im kommunalen Finanzausgleich beinhaltet sind. Der kommunale Finanzaus-

gleich lässt in Bayern nichts zu wünschen übrig. Darüber haben wir in diesem Hohen 

Haus schon sehr häufig diskutiert. Er kann sich sehen lassen. Selbstverständlich un-

terstützen wir die Tierheime, wenn sie staatliche Aufgaben wahrnehmen.

(Beifall bei der CSU – Susann Biedefeld (SPD): Das sind falsche Zahlen!)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kollege. – Jetzt darf ich für die Frak-

tion der FREIEN WÄHLER Herrn Kollegen Zierer das Wort erteilen. Bitte schön, Herr 

Kollege.

Benno Zierer (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, meine sehr Kolleginnen 

und Kollegen! Ja, es ist immer wieder eine interessante Diskussion. Einige versuchen, 

sich herauszureden. Frau Kollegin Biedefeld, Sie sind seit 24 Jahren Mitglied des 

Landtags; aber heute haben wir erst den 26. Juni und nicht den 24. Dezember. Es ist 

ein Wunsch, dass vernünftige Anträge der Opposition durchgehen. Da die CSU auf 

ihrem Parteitag einen entsprechenden Beschluss gefasst hat, hatten wir die Hoffnung, 

dass es bei diesem Antrag funktionieren würde.
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(Susann Biedefeld (SPD): Die Hoffnung stirbt zuletzt!)

Alles Schall und Rauch! Die Position der CSU-Fraktion kann man so beschreiben: Es 

interessiert uns nicht. Wir machen es nicht. Wir treten die Anträge der Opposition mit 

Füßen, auch wenn sie noch so vernünftig sind. – Das ist das eigentlich Bedauerliche.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Inge Aures (SPD): Nicht mehr lange!)

Ja. – In dem Beschluss wird vieles gefordert, was richtig, was vernünftig ist. Die CSU-

Fraktion geht leider Gottes nicht darauf ein.

Wir haben auch im Ausschuss schon oft über die einzelnen Punkte diskutiert. Ich erin-

nere an die Expertenanhörung. In den Beratungen zum Doppelhaushalt 2017/2018 

wurden über zehn Anträge zu diesem Thema gestellt. Wir haben einen Fonds für Tier-

schutznotfälle, gegen illegale Welpentransporte und gegen krankhaftes Tiersammeln 

gefordert. Alles abgelehnt! Wenn die CSU-Fraktion selbst einen entsprechenden An-

trag einbringt, hat die Forderung vielleicht Zukunft. Wir werden es aus der Zeitung er-

fahren, wenn wir nicht mehr in diesem Haus tätig sind.

Investitionszuschüsse für Tierheime sind nach wie vor wichtig. Die Vorschriften sind 

da. Die Tierschutzvereine sollen sich daran halten, haben aber die Mittel für entspre-

chende Investitionen nicht. Das ist ein bekanntes Muster in Bayern: Nicht nur beim 

Tierschutz werden die Ehrenamtlichen im Stich gelassen, sondern auch bei anderen 

Dingen. Im Stich gelassen werden übrigens auch die Kommunen, die in großen Tier-

schutznotfällen mit diesem Thema besonders konfrontiert sind. Der einzige Lichtblick 

ist, dass sich die Staatsregierung nach zähem Widerstand durchgerungen hat, die 

Auffangstation für Reptilien bei ihrem Neubau zu unterstützen. Jetzt müsste man mei-

nen, das werde sich ändern, nachdem die CSU auf ihrem Parteitag einen entspre-

chenden Beschluss gefasst hat. Dieser Beschluss ist aber – ich wiederhole es – vielen 

hier anscheinend egal. Ich kann durchaus verstehen, dass die SPD darauf gehofft hat, 

der Antrag werde, wenn sie ihn wiederholt einbringe, endlich durchschlagen. Dem ist 

nicht so.
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Wir haben im Ausschuss beschlossen, dass die Vollzugshinweise für die Fundtierkos-

ten erneuert werden. Das war nach der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

höchste Eisenbahn, wenn wir nicht wollen, dass in Zukunft Hunde und Katzen in den 

Rathäusern abgeliefert werden müssen.

Zumindest zu den Investitionszuschüssen für Tierheime sollten Sie sich durchringen. 

Andere Bundesländer machen das. Bayern sei, so heißt es immer, ein Stück voraus. 

Bayern hinkt hier ganz gewaltig nach!

In Bayern gab es diese Zuschüsse schon einmal; sie wurden wieder abgeschafft. Sie 

wieder einzuführen wäre der erste und richtige Schritt. Darum stimmen wir aus voller 

Überzeugung diesem Vorschlag in dem Antrag der SPD-Fraktion zu. – Vielen Dank.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Jetzt für die Fraktion BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN Frau Kollegin Steinberger, bitte.

Rosi Steinberger (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Am 

21. Juni 2018 – das ist also nicht lange her – titelte die "Passauer Neue Presse" Fol-

gendes: "Tierschmuggel: Das Elend nimmt kein Ende". Die Zeitung berichtet über 

158 Hunde, die bereits in diesem Jahr bei den Grenzkontrollen aufgegriffen worden 

sind. – Gut, könnte man sagen, dann werden die Tiere wenigstens anständig versorgt. 

Zweiter Vorteil: Dann sind die Grenzkontrollen wenigstens einmal für irgendetwas gut 

gewesen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abgeordneten Susann Biedefeld (SPD))

Das Ganze hat jedoch einen Haken. Denn: Wohin mit den aufgegriffenen Welpen? 

Erst einmal werden sie beschlagnahmt. Im Anschluss daran kommen sie in ein Tier-

heim und werden versorgt. Diese Versorgung ist teuer; denn die Tiere sind in der 

Regel zu jung und nicht geimpft. Oft haben sie zusätzlich Krankheiten, die ansteckend 
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sind. An dieser Stelle will ich sagen: Die Tierheime leisten auch insoweit großartige Ar-

beit.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Hinzu kommt: Sie leisten diese Arbeit in der Regel ehrenamtlich. – Kranke Tiere be-

deuten Quarantäne und noch mehr Kosten. Wer kommt denn für diese Kosten auf? 

Die Tierheime sind ohnehin am Limit, die Veterinärbehörden ebenfalls; denn sie sind 

zunächst einmal für die Versorgung und Unterbringung zuständig. Im vergangenen 

Jahr wurden in Passau insgesamt 473 Tiere aufgegriffen.

(Susann Biedefeld (SPD): Nur in Passau!)

– Nur in Passau. – Das Budget für das Veterinäramt in Passau hat sich aus diesem 

Grund im vergangenen Jahr im Vergleich zum Vorjahr verzwölffacht. Ja, Sie haben 

richtig gehört: Verzwölffacht!

Kollege Flierl, angesichts der neuen Herausforderungen kann man doch die Landkrei-

se nicht alleine lassen. Wenn Sie auf die neue Kontrollbehörde abzielen, dann sage 

ich: Das hilft wirklich gar nichts. Sie hat mit dieser Problematik überhaupt nichts zu 

tun. Im Landkreis Passau sind allein auf die Schmuggeltierversorgung 200.000 Euro 

entfallen. Sogar das Innenministerium hat einmal ein Einsehen gehabt und hat dem 

Landkreis Passau eine Entschädigung von 65.000 Euro gezahlt. Immerhin 

200.000 Euro waren angefallen, 65.000 Euro wurden erstattet. Das ist natürlich nobel; 

den Kämmerer freut es auch, zumindest ein wenig. Viel nobler wäre es, wenn es end-

lich einen Fonds für Härtefälle gäbe, der bei Vorliegen solcher Ausnahmetatbestände 

eingreifen würde.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Einen derartigen Fonds haben wir mehrmals gefordert; die CSU-Fraktion hat ihn leider 

immer abgelehnt. – Es wäre auch hilfreich, wenn der Staat die Tierheime bei den not-
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wendigen Investitionen unterstützen würde. Wir haben gerade gehört, welch hohen In-

vestitionsrückstau wir haben, nämlich 65 Millionen Euro.

Zum Glück gibt es unter den Tierheimen sehr große Solidarität. Sie helfen sich gegen-

seitig, wenn der Platzbedarf zu groß geworden ist. Und das ist auch gut so; denn Soli-

darität vonseiten der Staatsregierung können sie nicht erwarten, auch nicht vom 

neuen Ministerpräsidenten, obwohl er doch so viel Geld ausgegeben hat – oder aus-

geben möchte. Es ist erstaunlich, dass bei dem großen Söder‘schen Geldregen tat-

sächlich eine Gruppe leer ausging. Lange haben wir gerätselt, welche es sein könnte. 

Jetzt wissen wir es. Es sind die Tierheime, und das, obwohl es den Parteitagsbe-

schluss der CSU gibt, der heute schon mehrmals angesprochen worden ist. Aber die-

ser Beschluss wird von der CSU-Fraktion – heute auch wieder – und der Staatsregie-

rung konsequent ignoriert. Ich verstehe das eigentlich nicht; das gäbe doch so schöne 

Bilder mit geretteten Hundewelpen. Es ist schon komisch, dass noch keiner von Ihnen 

darauf gekommen ist. Aber was nicht ist, kann ja noch werden. Noch gäbe es die Ge-

legenheit, diese Scharte auszuwetzen – zum Beispiel jetzt. Denken Sie einmal darü-

ber nach! Wir werden den Antrag der SPD-Fraktion selbstverständlich unterstützen. –

 Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD und der FREIEN WÄH-

LER)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Für die Staatsregierung 

darf ich Herrn Staatsminister Dr. Marcel Huber das Wort erteilen. Bitte schön, Herr 

Staatsminister.

Staatsminister Dr. Marcel Huber (Umwelt und Verbraucherschutz): Sehr geehrte 

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Tierschutz ist seit 1998 als Staats-

ziel in der Bayerischen Verfassung verankert. Deswegen sehen wir es als essenzielle 

gesamtgesellschaftliche Aufgabe an, auch insoweit etwas voranzubringen.
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Wir sind mit dem Bayerischen Tierschutzpreis seit Jahren hoch erfolgreich unterwegs. 

Viele Menschen leisten im Bereich des Tierschutzes Enormes – ehrenamtlich, in ihrer 

Freizeit. In diesem Jahr haben wir die Tierheime herausgegriffen. Wir haben dieses 

Thema als so besonders wahrgenommen, dass wir heuer das Preisgeld verzehnfacht 

haben. Wir wollen den Tierheimen wirklich unter die Arme greifen. Ich darf an dieser 

Stelle daran erinnern, dass die Tierheime in Rosenheim – 10.000 Euro – und Dachau 

– 20.000 Euro –, die schon erwähnt worden sind, heuer mit bis zu 20.000 Euro be-

dacht worden sind.

Das Thema Reptilienauffangstation begleitet mich in diesem Parlament seit mehr als 

15 Jahren. Die Station ist schon mehrfach zu retten gewesen. Susann, du weißt, dass 

wir schon öfter eingreifen mussten. Wir sind mit 340.000 Euro jährlich dabei, diese be-

sondere Einrichtung, die es nur einmal in ganz Süddeutschland gibt, zu unterstützen. 

Auch am Neubau wollen wir uns investiv beteiligen. Daran kann man erkennen, dass 

wir mit dem Tierschutz wirklich ernst machen.

Die besonderen Härten des illegalen Welpenhandels sind schon thematisiert worden. 

Ich möchte das, was man den Kreaturen damit antut, wirklich als Verbrechen bezeich-

nen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU und der SPD sowie des Abgeordneten 

Prof. Dr. Peter Bauer (FREIE WÄHLER))

Insbesondere auf die Tierheime in den Grenzlandkreisen sind zusätzliche Aufgaben 

zugekommen. Sie leisten Erhebliches. Wir helfen durch eine entsprechende Sonder-

unterstützung, das heißt, wir gewähren den Landkreisen, die besonders betroffen sind, 

zusätzliche Leistungen.

Das alles ändert aber nichts an der Tatsache, dass Tierheime in den Bereich der kom-

munalen Aufgaben fallen. Ich könnte es mir leicht machen und sagen, dass wir das 

ändern. Dann müssen Sie das aber auch auf andere kommunale Aufgaben, die ei-

gentlich ganz klar definiert sind, übertragen. Deswegen ist es nicht so einfach, dass 
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der Staat diese Dinge übernimmt. Rechtlich ist das Sache der Gemeinden. In vielen 

Gemeinden ist auch von der Gemeindeführung erkannt worden, dass das Betreiben 

von Tierheimen eine wichtige Aufgabe ist. Wir empfehlen, dort so zu handeln, dass die 

Tierheime auskömmlich sind. Wir haben feste Vereinbarungen zwischen Gemeinden 

und Tierheimen. Es geht um den berühmten Euro, der oftmals gezahlt wird.

(Zuruf von der SPD: Nicht oft!)

Es ist Sache zwischen Gemeinde und Tierheim, das zu vereinbaren. Wenn die Bevöl-

kerung dies so haben will, kann man das auf Gemeindeebene sehr gerne so machen.

Ich halte es für notwendig, auch bei den Gemeinden zu werben, damit sie diese Dinge 

so wahrnehmen, wie dies von der Verfassung eigentlich vorgesehen ist. Wenn das 

Einschreiten einer Kreisverwaltungsbehörde notwendig ist, hat ohnehin der Staat zu 

bezahlen – Kollege Flierl hat es gerade erläutert. Eine staatliche Aufgabe insbesonde-

re in Form einer dauerhaften Investitionsförderung ist einfach nicht vorgesehen.

Ich sage Ihnen aber ganz ehrlich: Ich habe auch viel mit Tierschutzverbänden zu tun. 

Ich sehe die Not. Wir sind gerade dabei – ich habe dazu im Haus den Auftrag erteilt – 

zu prüfen, einen anderen Weg zu finden, um die zusätzliche Belastung abzufedern 

und den Tierheimen in irgendeiner Form behilflich sein und ihnen unter die Arme grei-

fen zu können. Ich könnte mir das über den Umweg der Unterstützung der Kommunen 

vorstellen. Wir sind aber noch in der Prüfung. Ich bin jetzt seit zehn Wochen im Amt. 

Wir werden diese Sache verfolgen. Ich bin an dieser Sache dran, aber ich kann heute 

noch nicht mehr sagen. Ich bedanke mich für Ihre Unterstützung für die Tierheime. 

Das ist eine wichtige Sache. An der Regel, dass Tierheime in den Bereich der kommu-

nalen Aufgaben fallen, kann ich heute nichts ändern. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CSU – Ingrid Heckner (CSU): Sehr gut! )

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Mir liegen keine 

weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aussprache geschlossen, und wir kommen 
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zur Abstimmung. Vonseiten der SPD-Fraktion wurde namentliche Abstimmung bean-

tragt. Die Urnen stehen bereit. Ich eröffne die Abstimmung. Dafür stehen fünf Minuten 

zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 20.33 bis 20.38 Uhr)

Kolleginnen und Kollegen, die Zeit ist um. Ich schließe die Abstimmung. Die Stimmkar-

ten werden draußen ausgezählt. Wir geben dann das Ergebnis bekannt.

Ich darf noch das Ergebnis einer vorhergehenden namentlichen Abstimmung bekannt 

geben, nämlich zum Dringlichkeitsantrag der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf 

Drucksache 17/22855 betreffend "Den Kindern zuliebe – spätere Einschulung ermögli-

chen!". Mit Ja haben 9 gestimmt. Mit Nein haben 71 gestimmt. Es gab 49 Stimment-

haltungen. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

(...)

Präsidentin Barbara Stamm: Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf noch das Er-

gebnis der namentlichen Abstimmung zum Tagesordnungspunkt 10, Antrag der Abge-

ordneten Susann Biedefeld, Herbert Woerlein, Ruth Müller (SPD) betreffend "Aktions-

plan zur Gewährleistung des Tierschutzes in Bayern erstellen – unsere Tierheime 

nicht länger im Stich lassen und die Behörden im Bereich Tierschutz stärken" bekannt 

geben. Mit Ja haben 42 Abgeordnete und mit Nein 63 Abgeordnete gestimmt. Außer-

dem gab es zwei Stimmenthaltungen. Damit ist der Antrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)
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